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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Mannheim
vom 10. April 2006 wird zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Beschwerde des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet. Zutreffend hat das
SG mit Beschluss vom 10.04.2006 das Ablehnungsgesuch des KlÃ¤gers gegen den
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. S.-F. zurÃ¼ckgewiesen.

GemÃ¤Ã� Â§Â§ 118 Abs. 1 Satz 1, 60 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in
Verbindung mit den Â§Â§ 406 Abs. 1 Satz 1, 42 Abs. 1 Zivilprozessordnung (ZPO)
kann ein SachverstÃ¤ndiger wie ein Richter wegen Besorgnis der Befangenheit
abgelehnt werden. Wegen Besorgnis der Befangenheit findet die Ablehnung statt,
wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit des
SachverstÃ¤ndigen zu rechtfertigen (Â§ 42 Abs. 2 ZPO). Es kommt dabei nicht
darauf an, ob der vom Gericht beauftragte SachverstÃ¤ndige nachweislich parteilich
ist oder ob das Gericht selbst keine Zweifel an der Unparteilichkeit des
SachverstÃ¤ndigen hat; vielmehr ist Befangenheit anzunehmen, wenn objektiv
hinreichende GrÃ¼nde dafÃ¼r vorhanden sind, dass der ablehnende Beteiligte
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subjektiv unter BerÃ¼cksichtigung der Ansicht eines ruhig und vernÃ¼nftig
denkenden Beteiligten Misstrauen in die Unparteilichkeit eines SachverstÃ¤ndigen
haben darf, insbesondere bei Vorliegen der Besorgnis, der SachverstÃ¤ndige
kÃ¶nne sich bei der Beurteilung des zu begutachtenden Sachverhalts von
unsachlichen ErwÃ¤gungen leiten lassen (Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur
Sozialgerichtsbarkeit, Â§ 60 SGG, Anmerkung zu Â§ 42 ZPO). Das
Ablehnungsgesuch ist bei dem Gericht oder Richter, von dem der SachverstÃ¤ndige
ernannt ist, vor seiner Vernehmung, spÃ¤testens jedoch binnen zwei Wochen nach
VerkÃ¼ndung oder Zustellung des Beschlusses Ã¼ber die Ernennung, zu stellen.
Bei einer schriftlichen Begutachtung ist die Ablehnung grundsÃ¤tzlich ebenfalls nur
innerhalb der vorgenannten Zweiwochenfrist zulÃ¤ssig (Hartmann im
Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann in Zivilprozessordnung, 53. Auflage, Â§ 406
Rd.-Ziff. 22). Nach diesem Datum ist die Ablehnung nur zulÃ¤ssig, wenn glaubhaft
gemacht wird, dass der Antragsteller ohne sein Verschulden verhindert war, den
Ablehnungsgrund frÃ¼her geltend zu machen. Dies ist z. B. der Fall, wenn sich aus
den Gutachten selbst erst der Ablehnungsgrund ergibt. Der Ablehnungsantrag muss
dann aber unverzÃ¼glich nachgereicht werden (Hartmann a.a.O. Â§ 406 Rd.-Ziff.
23, Meyer-Ladewig, Sozialgerichtsgesetz, 8. Auflage Â§ 118 Rd.-Ziff. 12 m).

Gemessen an den oben genannten GrundsÃ¤tzen wurde der Ablehnungsantrag im
Hinblick auf die Tatsache, dass Dr. S.-F. eine Gemeinschaftspraxis mit dem bereits
im Verwaltungsverfahren tÃ¤tig gewordenen SachverstÃ¤ndigen Dr. R. betreibt,
verspÃ¤tet vorgebracht. Es kann insoweit dahingestellt bleiben, ob der KlÃ¤ger den
auf die Praxisgemeinschaft mit Dr. R. gestÃ¼tzten Befangenheitsantrag gegen Dr.
S.-F. bereits nach Zugang des Gutachtensauftrags aufgrund der im Februar 2004
erfolgten Akteneinsicht in die Verwaltungsakten hÃ¤tte kennen und vorbringen
kÃ¶nnen. Auf jeden Fall war dem KlÃ¤ger jedoch ab dem Zeitpunkt der von Dr. S.-F.
durchgefÃ¼hrten Untersuchung am 09.02.2006 in der Praxis von Dr. S.-F. und Dr. R.
bekannt, dass es sich bei diesen beiden Ã�rzten um eine Praxisgemeinschaft
handelt. Die Ã�rzte praktizieren wie schon bei der Untersuchung, die im Dezember
2003 stattfand, in Mannheim U 1, 15 â�� 17. SpÃ¤testens am 09.02.2006 war dem
KlÃ¤ger somit bekannt, dass die beiden OrthopÃ¤den gemeinsam praktizieren. Er
hÃ¤tte den hierauf gestÃ¼tzten Befangenheitsantrag innerhalb einer
Zweiwochenfrist ab dem Zeitpunkt der Untersuchung stellen mÃ¼ssen.
TatsÃ¤chlich trug er seine Bedenken erst mit Schreiben vom 22.03.2006 vor. Zu
diesem Zeitpunkt war die Zweiwochenfrist schon lange abgelaufen, so dass diese
GrÃ¼nde nicht mehr beachtet werden kÃ¶nnen.

Abgesehen davon lÃ¤sst sich allein auf die Tatsache, dass Dr. S.-F. und Dr. R. eine
Praxisgemeinschaft betreiben, eine negative Einstellung des SachverstÃ¤ndigen Dr.
S.-F. gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger nicht erkennen. Dass das von Dr. R. im
Verwaltungsverfahren erstattete Gutachten nicht geeignet war, dem prozessualen
Begehren des KlÃ¤gers zum Erfolg zu verhelfen, stellt keinen Hinweis auf
mangelnde NeutralitÃ¤t des mit Dr. R. in Praxisgemeinschaft tÃ¤tigen Dr. S.-F. dar.
Dr. S.-F. und Dr. R. betreiben eine Praxisgemeinschaft, d. h. es besteht kein Ã�ber-
und UnterordnungsverhÃ¤ltnis zwischen den beiden Ã�rzten. Nur dies kÃ¶nnte
eventuell BefÃ¼rchtungen rechtfertigen, dass der SachverstÃ¤ndige sein Gutachten
nicht unvoreingenommen erstatten wird. Bei Kollegen, die auf der gleichen Stufe
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stehen und sich gegenseitig keine Weisungen erteilen, ist diese BefÃ¼rchtung auf
jeden Fall nicht gerechtfertigt. Dies gilt insbesondere auch unter BerÃ¼cksichtigung
der Tatsache, dass Dr. R. sein Gutachten bereits vor Ã¼ber zwei Jahren erstattet
hat.

Diese Entscheidung ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 23.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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